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Eklat im Nationalrat: FPÖ-Politiker
zündet Debatte über Integration an!
Im Nationalrat am 22. Mai 2025 sorgt FPÖ-Politiker
Christoph Steiner mit umstrittenen Äußerungen für

Entrüstung und Diskussionen über Integration.

Vienna, Österreich - Bei einer Nationalratssitzung am 22. Mai
2025 sorgte der FPÖ-Politiker Christoph Steiner mit seinen
provokanten Äußerungen für erhebliche Aufregung. Er wandte
sich gegen die Integrationspolitik und machte anderen Parteien
die „Schuld an Massenvergewaltigungen“ verantwortlich. Diese
Aussagen stießen auf scharfe Kritik, insbesondere von Werner
Kogler, dem Klubchef der Grünen, der die Freiheitlichen als
„Volksverhetzer“ bezeichnete. Der Nationalratspräsident Walter
Rosenkranz erteilte Steiner einen Ordnungsruf, konnte jedoch
nicht verhindern, dass die Debatte weiter eskalierte.

Einige der anderen Parteien äußerten sich ebenfalls zu den
Themen, die während der Sitzung diskutiert wurden. Die ÖVP



forderte eine strikte Einhaltung von Regeln und mehr
Integrationsanstrengungen. Die NEOS sprachen sich für einen
„Schulterschluss“ in der Integration aus, während die SPÖ eine
Kombination aus „fördern und fordern“ vorschlug. In der
Diskussion kritisierten die Grünen die fehlenden Angebote für
Flüchtlinge, während die FPÖ einen „sofortigen
Zuwanderungsstopp“ forderte. Hermann Brückl von der FPÖ
beschrieb die Situation in Bezug auf Integration als einen
„einzigen Scherbenhaufen“ und wandte sich direkt gegen die
ÖVP.

Integration als gesamtgesellschaftliche
Herausforderung

Die Forderungen nach besserer Integration von Zugewanderten
ist nicht neu, sondern bildet einen zentralen Aspekt der
politischen Debatte in Deutschland seit mehreren Jahrzehnten.
Bis in die späten 1990er Jahre galt Deutschland nicht als
Einwanderungsland, und die Verantwortung für die Integration
lag lange Zeit bei Wohlfahrtsverbänden und Kommunen. Erst
seit dem Zuwanderungsgesetz von 2005 wird Integration als
Aufgabe des Bundes betrachtet. Das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) wurde gegründet, um
Integrationsmaßnahmen gezielt zu steuern und
Integrationskurse, die Sprach- und Orientierungskurse
beinhalten, einzuführen.

Aktuelle Daten zeigen, dass mittlerweile 26,7% der Bevölkerung
in Deutschland einen Migrationshintergrund haben, wobei der
Anteil in Westdeutschland deutlich höher ist als in
Ostdeutschland. Dennoch gibt es einen anhaltenden Diskurs
über Rassismus und Diskriminierung, der zeigt, dass Integration
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist. Dabei müssen sowohl
die deutsche Gesellschaft als auch die Zugewanderten eigene
Integrationsanstrengungen unternehmen. Es wird zunehmend
verlangt, dass Migrant:innen Deutsch lernen und die
Wertvorstellungen der deutschen Gesellschaft respektieren.



Politische Rahmenbedingungen und
Herausforderungen

Auf politischer Ebene verfolgt die Bundesregierung im Hinblick
auf Migration und Integration einige klare Ziele. Der Artikel 16a
des Grundgesetzes garantiert politisch Verfolgten Asylrecht und
verpflichtet Deutschland, Flüchtlinge vor Verfolgung, Krieg und
Terror zu schützen. Im Rahmen des neuen
Migrationshandlungsplans plant die Bundesregierung,
Maßnahmen zur Begrenzung irregulärer Migration einzuführen.
Dazu zählt unter anderem die Möglichkeit, vorübergehende
Binnengrenzkontrollen an deutschen Landgrenzen einzuführen.
Diese Maßnahmen sollen nicht nur der Bekämpfung von
Schleusungskriminalität dienen, sondern auch die
Abschiebungsprozesse effizienter gestalten.

Im Jahr 2024 stieg die Zahl der Abschiebungen um 22 Prozent
im Vergleich zum Vorjahr. Zu den Reformen zählen auch
Änderungen im Staatsangehörigkeitsrecht, die eine schnellere
Einbürgerung und Mehrstaatigkeit für Zuwanderer ermöglichen
sollen. Diese Initiativen sind Teil der breiteren
Integrationsstrategie, die für das Jahr 2024 etwa 1,2 Milliarden
Euro für Integrationskurse und Migrationsberatung vorsieht.
Dennoch bleibt der politischen Lage angesichts der anhaltenden
Herausforderungen durch Migration und Integration komplex.

Abschließend ist die Debatte um die Integration in Österreich
und Deutschland nicht nur eine politische, sondern auch eine
gesellschaftliche Herausforderung, die das Potenzial hat, die
öffentliche Meinung und schließlich die politischen
Entscheidungsträger entscheidend zu beeinflussen.

Für detaillierte Informationen und weitere Entwicklungen zur
Migrationspolitik in Deutschland sind die Berichte unter 
bundesregierung.de sowie bpb.de von Interesse.

Zusätzlich finden sich aktuelle Berichte zu den Ereignissen im
Nationalrat auf vienna.at.

https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/migration-2316412
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/regionalprofile/deutschland/344036/integration-und-integrationspolitik-in-deutschland/
https://www.vienna.at/schuld-an-massenvergewaltigungen-fpoe-politiker-sorgt-fuer-eklat-im-nationalrat/9420839
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